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Artikel 10

(1) Die Vertragsstaaten gewähren einander die weitestge­
hende Hilfe im Zusammenhang mit Verfahren, die in bezug 
auf die im Artikel 2 genannten Straftaten eingeleitet werden, 
einschließlich der Überlassung aller ihnen zur Verfügung ste­
henden und für das Verfahren erforderlichen Beweismittel.

(2) Absatz 1 läßt Verpflichtungen über die gegenseitige 
Rechtshilfe unberührt, die in anderen Verträgen enthalten 
sind.

Artikel 11

Der Vertragsstaat, in dem ein Verdächtiger strafrechtlich 
verfolgt wird, teilt den Ausgang des Verfahrens dem General­
sekretär der Vereinten Nationen mit; dieser unterrichtet die 
anderen Vertragsstaaten.

Artikel 12

Diese Konvention läßt die Anwendung der im Zeitpunkt 
ihrer Annahme geltenden Asylverträge zwischen den Ver­
tragsstaaten dieser Verträge unberührt; jedoch kann sich ein 
Vertragsstaat dieser Konvention gegenüber einem anderen 
Vertragsstaat, der nicht Vertragspartei jener Verträge ist, nicht 
auf diese berufen.

Artikel 13

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertrags­
staaten über die Auslegung oder Anwendung dieser Konven­
tion, die nicht durch Verhandlungen beigelegt wird, ist auf 
Verlangen eines dieser Staaten einem Schiedsverfahren zu un­
terwerfen. Können sich die Parteien binnen sechs Monaten 
nach dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt 
worden ist, über seine Ausgestaltung nicht einigen, so kann 
jede dieser Parteien die Streitigkeit dem Internationalen Ge­
richtshof unterbreiten, indem sie einen seinem Statut entspre­
chenden Antrag stellt.

(2) Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung oder 
der Ratifikation der Konvention oder dem Beitritt zu dieser 
erklären, daß er sich durch Absatz 1 nicht als gebunden be­
trachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem 
Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch 
Absatz 1 nicht gebunden.

(3) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz 2 ge­
macht hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifika­
tion zurückziehen.

Artikel 14

Diese Konvention liegt bis zum 31. Dezember 1974 am Sitz 
der Vereinten Nationen in New York für alle Staaten zur 
Unterzeichnung auf.

Artikel 15

Diese Konvention bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations­
urkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen hinterlegt.

Artikel 16

Diese Konvention liegt für alle Staaten zum Beitritt auf. 
Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Ver­
einten Nationen hinterlegt.

Artikel 17

(1) Diese Konvention tritt am dreißigsten Tag nach Hinter­
legung der zweiundzwanzigsten Ratifikations- oder Beitritts­
urkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft.

(2) Für jeden Staat, der die Konvention nach Hinterlegung 
der zweiundzwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
ratifiziert oder ihr beitritt, tritt sie am dreißigsten Tag nach 
Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde durch 
diesen Staat in Kraft.

Artikel 18

(1) Jeder Vertragsstaat kann diese Konvention durch eine 
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete 
schriftliche Notifikation kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der 
Notifikation beim Generalsekretär der Vereinten Nationen 
wirksam.

Artikel 19

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet 
alle Staaten unter anderem

a) über Unterzeichnungen dieser Konvention, über die Hin­
terlegung von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden nach 
den Artikeln 14, 15 und 16 und über Notifikationen nach 
Artikel 18;

b) über den Zeitpunkt, zu dem diese Konvention nach Arti­
kel 17 in Kraft tritt.

Artikel 20

Die Urschrift dieser Konvention, deren chinesischer, eng­
lischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut glei­
chermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt allen Staa­
ten beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren Regierungen 
hierzu gehörig befugten Unterzeichneten diese Konvention, 
die am 14. Dezember 1973 in New York zur Unterzeichnung 
aufgelegt wurde, unterschrieben.


